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GZ BKA-601.135/0009-V/4/2015 

Stellungnahme zum Entwurf einer Novelle zum PrR-G, AMD-G, KOG, ORF-G 

 

 

Sehr geehrter Herr Sektionschef Mag. Dr. Hesse! 

 

 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum oben bezeichneten Gesetzesentwurf. Auf 

einem Medienmarkt mit zunehmender Konvergenz der Mediengattungen ist jegliche Änderung des 

Rechtsrahmens einer Mediengattung zwangsläufig auch von Bedeutung für alle anderen Mediengattungen. 

Als Interessenvertretung der Österreichischen Tages- und Wochenzeitungen samt ihrer digitalen Angebote 

(Online, Mobile, ePaper) nimmt der Verband Österreichischer Zeitungen zu den für seine Mitglieder 

bedeutenden Aspekten des obigen Entwurfes Stellung wie folgt: 

 

 

1. Privatradiogesetz: 

 

1.1 Funkhauskooperation 
 

Durch Art. 1 Z 2 des Entwurfs wird die Möglichkeit zu ressourcenoptimiertem Hörfunkbetrieb durch 

„Funkhauskooperationen“ geschaffen. Diese Vorhaben sichert im Bereich des Privathörfunks Vielfalt und 

letztlich auch Wettbewerbsfähigkeit im – auch für den Bereich Hörfunk langfristig zunehmend relevanten – 

grenzüberschreitenden Wettbewerb und ist daher zu begrüßen.  

 

1.2 Entfall des Werbeverbots für Nachrichtenmoderatoren 
 

Das bisher geltende Werbevorbot für Nachrichtenmoderatoren betrachten wir als überschießend. Wie die 

Erläuterungen zum Begutachtungsentwurf zutreffend ausführen, ist dieses im Gegensatz zum Werbeverbot 

für Fernsehmoderatoren auch nicht völkerrechtlich vorgegeben. Die Streichung dieser Regelung dient der 

Erleichterung des wirtschaftlichen Hörfunkbetriebs und wird als Liberalisierung von uns begrüßt. 

 

1.3 Zusammenfassung von Versorgungsgebieten 
 

Die durch Art. 1 Z 17 geschaffene Möglichkeit der Zusammenfassung von Versorgungsgebieten bei 

gleichzeitiger programmlicher Neuausrichtung betrachten wir als weiterer Baustein zur Ermöglichung 

wirtschaftlicher Hörfunkveranstaltung. Die Regelung ist aus unserer Sicht zu begrüßen. 
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2. ORF-Gesetz 

 

2.1 Aufsicht über kommerzielle Tätigkeit von Töchtern 
 

Durch Art. 2 Z 1 des Entwurfes soll klargestellt werden, dass die Aufsichtskompetenz der 

Regulierungsbehörde sich auf rein kommerziell tätige Tochtergesellschaften erstreckt, sofern ein 

Zusammenhang mit dem öffentlich- rechtlichen Auftrag besteht. Die Erläuterungen zum 

Begutachtungsentwurf nennen als Beispiele Werbezeitenverkauf und die Mitbenutzung von Sendeanlagen.   

 

Die vorgeschlagene Änderung ist grundsätzlich zu begrüßen. Um Unklarheiten über die Reichweite der 

Regulierungskompetenz bzw. ein Ausufern der Regulierungstätigkeit zu verhindern, wäre es aber sinnvoll, 

den Begriff der Tochtergesellschaft in den Erläuterungen zu konkretisieren: 

 

Als Tochtergesellschaft im Sinne des § 2 ORF-Gesetz gelten nach herrschender Auffassung nur 

Gesellschaften in einem Beherrschungsverhältnis zur Mutter, also Gesellschaften, an denen der ORF als 

Alleingesellschafter oder mit beherrschendem Einfluss, insbes. iS § 244 UGB) beteiligt ist 

(Kogler/Traimer/Truppe S. 37 und S. 126). Auf andere Beteiligungen und insbesondere für 

Kapitalbeteiligungen im Sinne des § 2 Abs. 2 letzter Satz soll die Regulierungsaufsicht sich auch weiterhin 

nicht erstrecken. Dies explizit klarzustellen wäre sinnvoll, um Missverständnissen vorzubeugen.  

 

2.2 Lockerung des Sponsoring-Verbotes 
 

Grundsätzlich werden Lockerungen der Beschränkungen des ORF im Bereich der Werbung von uns äußerst 

kritisch betrachtet, da die Wettbewerbsverzerrung am nationalen Medienmarkt durch den sich sowohl aus 

Gebühren als auch aus Werbeeinnahmen finanzierenden ORF im europäischen Vergleich besonders 

gravierend ist.  

 

Solange der ORF hierauf keinen Einfluss nimmt und hiervon weder mittelbar noch unmittelbar finanziell 

profitiert, gibt der Umstand, dass während der Übertragung von Veranstaltungen Hinweise auf Sponsoren 

des Veranstalters sichtbar werden, keinen Anlass zu Bedenken. Da derartige Sponsorhinweise gerade bei 

Sport-Großereignissen einen hohen wirtschaftlichen Wert haben, lässt die Regelung jedoch befürchten, zur 

Einfallpforte für Umgehungen zu werden – etwa Erwerb von Übertragungsrechten zu günstigeren 

Konditionen gegen Duldung bzw. Übertragung solcher Sponsorhinweise. 

 

Die Bedingung, dass dem ORF für Sponsorhinweise weder unmittelbar noch mittelbar eine Gegenleistung 

zufließen darf, ist unbedingt beizubehalten. Zudem sollte aufgrund der Umgehungsanfälligkeit der Regelung 

ein Verstoß gegen diese Bedingung mit einer erhöhten Verwaltungsstrafdrohung verbunden werden.  

 

 

3. Audiovisuelle Mediendienste-Gesetz 

 

3.1 Eigentumsverhältnisse anzeigepflichtige Mediendiensteanbieter 
 

Wir begrüßen die Erleichterung, dass Eigentums- oder Mitgliederverhältnisse bloß anzeigenpflichtiger 

Mediendiensteanbieter erst anlässlich der jährlichen Aktualisierung der Anzeigedaten (bis 31.12.) bekannt 

zu geben sind.  
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Wir weisen in diesem Zusammenhang auf das beim EuGH anhängige Vorabentscheidungsverfahren 

betreffend das Portal tt.com. hin. Der Verwaltungsgerichtshof scheint  vorerst davon auszugehen, dass bei 

elektronischen Ausgaben von Zeitungen im Zusammenhang mit der Prüfung des Hauptzweckes eines 

angebotenen Dienstes auf einen Teilbereich abgestellt werden kann, in dem kurze Videos gesammelt 

bereitgestellt werden, die in anderen Bereichen des Webauftritts nur zur Ergänzung von Textbeiträgen der 

Online-Tageszeitung verwendet werden.  

 

Sollte der EuGH dieser Auffassung folgen, würde dadurch die von der KommAustria vertretene Auffassung, 

dass Zeitungsverlage mit Videocontent in ihren elektronischen Ausgaben audiovisuelle 

Mediendiensteanbieter, und damit zur Finanzierung der Behörde verpflichtet sind, bestätigt. In diesem Fall 

wäre im Hinblick auf die in Art. 13 StGG verankerte Konzessionsfreiheit der Presse legistischer 

Handlungsbedarf gegeben. 

 

Wir regen daher an, bereits jetzt im AMD-G und im KOG klarzustellen, dass die Anzeigepflicht und die damit 

einhergehende Finanzierungspflicht Zeitungsverlage nicht bloß deshalb trifft, weil in der elektronischen 

Ausgabe untergeordnet auch Videocontent bereitgestellt wird.  

 

3.2 Verbot irreführender Werbung und Verbraucherinteressen schadender Werbung 
 

Gemäß Art. 3 Z 5 des Begutachtungsentwurfes soll der in § 31 Abs. 3 AMD-G enthaltene Katalog der 

Anforderungen an kommerzielle Kommunikation um die Position „darf nicht irreführen oder den Interessen 
der Verbraucher schaden“ erweitert werden. Hierzu ist folgendes anzumerken: 

 

Die Regelung ist weder völker- noch gemeinschaftsrechtlich erforderlich: Die audiovisuelle Mediendienste-

Richtlinie, die unter Berücksichtigung des Fernsehübereinkommens geschaffen wurde (ErwGr. 3 der 

Richtlinie) enthält diese Werbebeschränkung nicht. Art. 11 des Fernsehübereinkommens gilt, im Gegensatz 

zur AMD-Richtlinie, ausschließlich für Fernsehen, für andere audiovisuelle Mediendienste gilt das 

Übereinkommen nicht.  

 

Für Medien ist die Verantwortung von Medien für Werbung und Teleshopping bereits  durch das UWG 

hinreichend und äußerst differenziert geregelt, und damit den Vorgaben des Fernsehübereinkommens 

Genüge getan – gemäß § 4 Abs. 1 und 2 UWG gilt: Wer […] in einem Medium (§ 1 Abs. 1 Z 1 MedienG) 
wissentlich aggressive oder irreführende Geschäftspraktiken anwendet, ist vom Gericht mit Geldstrafe bis 
zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. Werden [solche Angaben […] als Ankündigungen durch Medien 
veröffentlicht, so ist das Medienunternehmen nicht verpflichtet, ihre Wahrheit zu prüfen, sofern die 
Ankündigungen als entgeltliche deutlich zu erkennen sind. Verfahrensrechtlich liegt die Kompetenz bei den 
in Mediensachen zuständigen Gerichten. 
 

Irreführende und aggressive Geschäftspraktiken im Sinne des UWG sind insbesondere (aber nicht nur) jene 

Geschäftspraktiken, die in der dem UWG angefügten „schwarzen Liste“ genannt sind (31 

Geschäftspraktiken, die aufgrund ihrer Aggressivität oder Irreführungseignung Verbraucherinteressen 

schaden). Diese Liste  ist aus der EU-Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken zwischen Unternehmen 

und Verbrauchern („UGP-Richtlinie“) übernommen und bezweckt eben gerade die Wahrung der Interessen 

von Verbrauchern, wie auch im Fernsehübereinkommen gefordert. 

 

Die 1:1-Übernahme von Art. 11 Fernsehabkommen in eine strafbewährte Werberegulierungsbestimmung 

des AMD-G ist überdies verfassungswidrig, weil das Bestimmtheitsgebot verletzt würde: Was schadet 

abseits von rechtswidrigen Praktiken (diese sind ohnedies bereits vom AMD-G idgF erfasst) 

Verbraucherinteressen? Man bedenke, dass die Regelung mit Verwaltungsstrafdrohung von Geldstrafen bis 

zu € 8.000 pro Fall sanktioniert ist (§ 64 Abs. 2 AMD-G). 
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Die Regelung sollte ersatzlos aus dem Entwurf gestrichen werden. Für gesetzwidrige Schädigung von 

Verbraucherinteressen besteht eine Zuständigkeit der Gerichte nach UWG. Mit einer Regelung im AMD-G 

wird gestützt auf einen nicht dem Bestimmtheitsgebot entsprechenden Straftatbestand eine nicht 

erforderliche „Parallelregulierungskompetenz“ geschaffen. 

 

3.3 Teleshopping-Liberalisierung für ausschließlich in Österreich empfangbare Programme 
 

Die Teleshopping-Liberalisierung wonach für ausschließlich in Österreich empfangbare Fernsehprogramme 

zusätzlich zur Werbedauer nochmals 20% der Sendezeit für Teleshopping, widmen dürfen dient der 

Stärkung der schwierigen Wettbewerbsposition solcher Angebote auf dem vom deutschen Privatrundfunk 

und dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk dominierten Medienmarkt und wird daher ausdrücklich begrüßt. 

 

3.4  Strafsanktionierung der Aufzeichnungs- und Speicherpflicht von Sendungen  
 

Wir halten die Regelung für überschießend. Nochmals weißen wir in diesem Zusammenhang auf den 

Konflikt zwischen dem Konzessionsverbot für die Presse nach Art. 13 StGG einerseits und der 

Rechtsauffassung der KommAustria andererseits hin: Die KommAustria vertritt den Standpunkt, dass 

Zeitungsportale mit Videocontent audiovisuelle Mediendiensteanbieter seien. Die Konsequenz daraus wäre 

Regulierungsunterworfenheit und die Pflicht zur Leistung eines Finanzierungsbeitrags. 

 

Wir weisen nochmals auf das Erfordernis einer Klarstellung hin, dass Zeitungsportale auch mit 

Videocontent nicht von der Regulierungs- und Strafkompetenz der KommAustria erfasst sein sollen.  

 

 

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Anmerkungen und stehen zu deren Erörterung jederzeit gerne 

zur Verfügung.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Mag. Gerald Grünberger 

(Verbandsgeschäftsführer) 
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